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Auf Grund der immer enger werdenden Verflechtungen und Abhängigkeiten zwischen den 
Industrienationen des globalen Nordens und den sogenannten Entwicklungsländern im 
globalen Süden1, kommt der Entwicklungspolitik eine wichtige Rolle für eine global nach-
haltige Entwicklung zu. Dies wird auch durch die Forderung nach einer globalen Partner-
schaft für die universellen und die ganze Welt betreffenden 17 nachhaltigen Entwicklungs-
ziele (SDG) der Agenda 20302 deutlich. Nicht nur der Bund, auch die Länder sind dabei 
wichtige Akteure: „aufgrund ihrer Zuständigkeiten, lokalen Expertise und ihrer Nähe zu 
wichtigen Akteuren sowie ihrer jahrelangen Erfahrungen mit der Umsetzung von Nachhal-
tigkeits- und Entwicklungspolitik auf sub-nationaler Ebene ist ihr Beitrag wichtig und not-
wendig, um den Bund bei Maßnahmen zur Umsetzung der 2030-Agenda zu unterstützen.“ 3 
Auch die Ministerpräsidentenkonferenz konstatiert: „Die Länder haben bereits in der Ver-
gangenheit einen wichtigen Beitrag zum Nachhaltigkeitsprozess und zur Erreichung der 
bisherigen Millennium Development Goals geleistet. Sie sind gewillt, dies mit Blick auf die 
Umsetzung der SDGs in Deutschland und auch im internationalen Kontext fortzuführen.“ 4

„Seit 1996 bekennt sich der Freistaat Thüringen mit den „Leitlinien der Thüringer Entwick-
lungszusammenarbeit“ zu seiner entwicklungspolitischen Verantwortung und zur Gestal-
tung einer Politik im Sinne global nachhaltiger Entwicklung5“ und 2018 wurden diese Leit-
linien gemeinsam mit Thüringer entwicklungspolitischen Akteur*innen fortgeschrieben. 
Diese Leitlinien sollen das „Bemühen, das Thema Entwicklungspolitik stärker in der Lan-
despolitik zu verankern und politische Planungsprozesse auf die Ziele der ‚Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung‘ der Vereinten Nationen auszurichten6“ widerspiegeln.

Dieses regelmäßig erneuerte und erweiterte Bekenntnis der Landesregierung(en) und des 
Thüringer Landtages zu einer global nachhaltigen Politik in Thüringen7 spiegelt sich jedoch 
andererseits nicht in den – auch für die Bundesländer verpflichteten – öffentlichen Ausga-
ben für Entwicklungszusammenarbeit, die als Official Development Assistance (ODA) be-
zeichnet werden, wider8. Im Zeitraum 2012–2017 war Thüringen bei den ODA-Leistungen 
ohne Studienplatzkosten mit 121.000 EURO (2017) Schlusslicht und bei den ODA-Leistun-
gen mit Studienplatzkosten mit 32,3 Mio. EURO (2017) auf Platz 10 im Gesamtvergleich 
der Länder. Diese Ausgaben entsprachen 2017 rund 0,05 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP 
von Thüringen 2017: 62,1 Mrd. EURO9). Bezogen auf die Bevölkerungszahl leistet Thürin-
gen bei den Studienplatzkosten für Studierende aus Ländern des globalen Südens einen 
vergleichsweise guten Beitrag, bei den ODA-Leistungen im engeren Sinne wäre allerdings 
eine Zielmarke von mind. 250.000 EURO vergleichbar mit den anderen Bundesländern. Für 
die Einhaltung des sogenannten 0,7 % Ziels wären 2017 in Thüringen ODA-Leistungen von 
435 Mio. EURO nötig gewesen.

1 WIR FRAGEN SIE DAHER:

1. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass die Entwicklungspolitischen Leitlinien Thüringens und der Beschluss des Thü-
ringer Landtags vom 01.02.2019 Global nachhaltige Entwicklung in Thüringen stärken10 

umgesetzt werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

2. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass Partnerschaften des Freistaats Thüringen, der Thüringer Kommunen und der 
Zivilgesellschaft mit Regionen und Kommunen im globalen Süden11 auf- und aus-
gebaut sowie die zivilgesellschaftlichen Akteur*innen der Thüringer Entwicklungs-
partnerschaften gestärkt werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

3. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass bis 2024 die ODA-Leistungen Thüringens auf 0,7 % erhöht werden?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

ENTWICKLUNGSPOLITISCHE  
VERANTWORTUNG UND GESTALTUNG 
EINER POLITIK  
IM SINNE GLOBAL 
NACHHALTIGER ENTWICKLUNG
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Die globale Gesellschaft verantwortungsvoll für die eigene und für die nachfolgenden Ge-
nerationen zu gestalten – dazu tragen die Bildungskonzepte des Globalen Lernens und der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) bei. Globales Lernen und BNE sind im SDG 4.712 
Bestandteil der Agenda 2030 und im UNESCO Global Action Programme on Education for 
Sustainable Development oder der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie verankert.

Auch in Thüringen finden seit über 25 Jahren Bildungsveranstaltungen des Globalen Ler-
nens und der BNE in Kindergärten, Schulen, Hochschulen und anderen Bildungsinstitu-
tionen statt. Diese werden meist vom EWNT und seinen Mitgliedern sowie zahlreichen 
anderen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen angeboten, die zum Teil in der Landesar-
beitsgemeinschaft Bildung für nachhaltige Entwicklung Thüringen zusammengeschlossen 
sind.13 Qualitativ hochwertige Bildungsarbeit benötigt professionelle Rahmenbedingun-
gen, regelmäßigen Austausch und Vernetzung sowie Qualifizierungsangebote und kann 
daher nicht im Ehrenamt allein geleistet werden. Das bundesweite Eine Welt-Promotor*in-
nen-Programm14, an dem sich der Freistaat Thüringen seit 2016 beteiligt, bietet diesen Rah-
men. Doch bedarf es neben einem Ausbau des Programms auf mögliche fünf Vollzeitstel-
len eine zuverlässige finanzielle Förderung für die Durchführung von Veranstaltungen des 
Globalen Lernens und BNE. Nur so lässt sich den Erwartungen an die Bildungsarbeit, eine 
zentrale Rolle beim gesellschaftlichen Wandel für eine nachhaltige Entwicklung zu spielen, 
auch finanziell Rechnung tragen. 

Bildung als Schlüssel zur einer global nachhaltigen Entwicklung ist eine der zentralen Kern-
kompetenzen der Länder. Daher bekannte sich der Thüringer Landtag und die Thüringer 
Landesregierung wiederholt zur Umsetzung von Globalem Lernen und BNE – so auch mit 
der Erarbeitung eines Thüringer Aktionsplan „Bildung für Nachhaltige Entwicklung 2015–
2019 (ThAp BNE)15. Dieser Aktionsplan, der aufzeigen soll, „wie BNE in den unterschiedli-
chen Bildungsbereichen bisher verankert wurde“ enthält ebenso „Schlussfolgerungen aus 
den bisherigen Aktivitäten […], um damit Empfehlungen für künftige Vorhaben geben zu 
können“. Für die künftige Ausrichtung und institutionelle Einbindung von Globalem Lernen 
und BNE in Thüringen soll die Zusammenarbeit von Landesregierung und Zivilgesellschaft 
bei der Erarbeitung des ThAp BNE fortgeführt werden und die bisherigen Schlussfolgerun-
gen in einen Aktionsplan BNE 2020–2024 einfließen.

2 BILDUNG  
FÜR  
GLOBALE  
BÜRGER*INNEN

WIR FRAGEN SIE DAHER:

4. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass die Thüringer Eine Welt-Vereine mit einem „Landesförderprogramm Globales 
Lernen und BNE“ gestärkt werden und werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN für 
die Fortführung und den Ausbau des Eine Welt-Promotor*innen-Programms einset-
zen? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

5. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl für einen weiteren 
Thüringer Aktionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung 2020–2024, der gemein-
sam mit der Zivilgesellschaft erarbeitet wird einsetzen? Wenn ja, wie? Wenn nein, 
warum nicht?
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Im Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte heißt es: „Die verantwortungs-
volle Gestaltung einer nachhaltigen und erfolgreichen Weltwirtschaft ist für Deutschland 
von besonderer Bedeutung. Wenige Staaten sind wirtschaftlich so stark international ver-
flochten wie die Bundesrepublik Deutschland. […] Die zunehmende Vernetzung deutscher 
Unternehmen in globalen Liefer- und Wertschöpfungsketten bietet dabei Chancen und 
Herausforderungen zugleich: neue Märkte und Produktionsstätten werden erschlossen 
und so Arbeitsplätze und Wohlstand geschaffen. Dabei können aber auch Risiken durch In-
transparenz und die oft mangelhafte Durchsetzung von Menschenrechten, Arbeits-, Sozial- 
und Umweltstandards entlang der Liefer- und Wertschöpfungsketten global agierender 
Unternehmen entstehen. Dies gilt insbesondere für die Produktion in Entwicklungs- und 
Schwellenländern, aber auch in Deutschland.“16 Das freiwillige Engagement von Unterneh-
men hat bisher jedoch nicht ausgereicht, um ökologische, soziale und menschenrechtliche 
Standards im Zusammenhang mit ihrer Geschäftstätigkeit wirksam durchzusetzen, wes-
halb es ordnungspolitische Maßnahmen, aber auch Marktanreize braucht. 

Hierbei kommt auch den Ländern eine spezifische Verantwortung bei der Gestaltung einer 
verantwortungsvollen Wirtschaftspolitik im Sinne global nachhaltiger Entwicklung zu. So 
verfügt die öffentliche Hand mit einem Anteil von mindestens 16 % des BIP17 über einen 
wirksamen Hebel, um eine ökologisch und sozial verantwortliche Produktion voranzubrin-
gen. In Thüringen wurden, in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Normen der EU und 
des Bundes, in dem 2019 verabschiedeten „Gesetz zur Änderung des Thüringer Vergabe-
gesetzes und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften“18 die fakultativen Regelungen zur 
Berücksichtigung umweltbezogener und sozialer Aspekte beibehalten. Das bedeutet, dass 
die Landesregierung und -behörden, aber auch Kommunen ihre Ausschreibungen so gestal-
ten dürfen, dass für Kinderarbeit, moderne Sklaverei, sexuelle Ausbeutung, Lohn dumping 
oder die Verwehrung demokratische Mitbestimmung am Arbeitsplatz keine öffentlichen 
Gelder verwendet werden. Trotz dieser bereits seit 2011 bestehenden fakultativen Regelung 
haben lediglich rund 41 % der Thüringer Kommunen bei mindestens einer Beschaffung öko-
logische und/oder soziale Kriterien bei der Vergabe berücksichtigt.19 Verlässliche Zahlen zur 
Beschaffung durch die Landesregierung und -behörden liegen nicht vor, aber es gibt bisher 
auch keine Verwaltungsvorschriften, oder Leitfäden zur nachhaltigen Beschaffungen wie 
in anderen Ländern.20 Dabei könnte gerade hier der Freistaat Thüringen eine strategische 
Steuerungsfunktion und Vorbildfunktion zur Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele 
der Agenda 2030 - insbesondere des SDG 12.721 einnehmen. 

3 WIRTSCHAFT  
UND  
ENTWICKLUNG

Im letzten Sonderbericht „Klimawandel und Landsysteme“ des Intergovernmental Panel 
on Climate Change (IPCC) haben die Wissenschaftler des Weltklimarats gezeigt, wie sich 
unsere Landnutzung auf Treibhausgasemissionen und Klimasystem auswirken, aber auch, 
wie wir der Erderwärmung am geeignetsten entgegenwirken können. „Nachhaltiges Land-
management, einschließlich nachhaltiger Forstwirtschaft, kann Landdegradierung verhin-
dern und verringern, die Produktivität von Landsystemen aufrechterhalten und manch-
mal die negativen Folgen des Klimawandels auf die Landdegradierung umkehren“, heißt 
es in dem Bericht. Weiter: „Das gesamte technische Minderungspotenzial aus Ackerbau 
und Tierhaltung sowie der Agroforstwirtschaft wird auf 2,3-9,6 Gt CO2 Äq pro Jahr bis 
2050 beziffert.“ Dies wäre weit mehr als Deutschland pro Jahr an Treibhausgas-Emissio-
nen ausstößt.23 Doch auch auf den Erhalt der weltweiten Biodiversität und die Vertreibung 
von Ackerland von Kleinbäuer*innen (sog. „Landgrabbing“24) durch Landspekulation wird 
durch heimische Landwirtschaft und Agrarimporte beeinflusst.25

WIR FRAGEN SIE DAHER:

6. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl für eine 100 %
transparente faire und ökologische Beschaffung der Thüringer Landesregierung bis 
2024 einsetzen? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

7. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass die ökologische Landwirtschaft ausgebaut und sich die Landesregierung gegen 
Landgrabbing in Thüringen und im globalen Süden engagiert?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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Mit dem SDG 1626 wurde Frieden, gesellschaftliche Entwicklung und gute Regierungsführung 
als ein Bestandteil global nachhaltiger Entwicklung von der internationalen Staatengemein-
schaft gewürdigt und anerkannt, dass echte nachhaltige Entwicklung „ohne Fortschritte in 
den Bereichen guter Regierungsführung und Frieden nicht möglich ist.“27 Das „SDG 16 ist 
für die globale‚ 2030 Agenda für nachhaltige Entwicklung‘ von herausgehobener Bedeu-
tung. Viele Länder haben lange gezögert einzugestehen, dass schlechte Regierungsführung 
Konflikte anheizt und Entwicklung behindert.“28 Darüber hinaus sind auch in Deutschland 
bürgerschaftliches Engagement und Mitwirkung für Akzeptanz und das Gelingen von Ent-
wicklungspolitik und Nachhaltigkeit wichtig, da „der Schlüssel zur Ausweitung des Engage-
ments [für die Agenda 2030, EWNT] folglich in einer Erhöhung der Selbstwirksamkeit liegen 
[könnte], indem der Bevölkerung konkrete Einflussmöglichkeiten auf eine nachhaltige Ent-
wicklung aufgezeigt werden.“29 Wenn gesellschaftliche Ordnung sich in einem „DIE da oben“ 
in Abgrenzung zu einem „WIR hier unten“ manifestiert und Mitbestimmung und Selbst-
wirksamkeitserfahrung nicht erlebt werden, ist eine Reflektion eigener Verantwortung und 
Übernahme von Verantwortung für eine gesellschaftliche Transformation im Sinne nach-
haltiger Entwicklung kaum möglich. Doch Mitbestimmung und Teilhabe sind keine Einbahn-
straßen und müssen ermöglicht, gewollt und erlernt werden. Dies ist ganz im Sinne des 
SDG 16.7, das fordert, dass die Entscheidungsfindung auf allen Ebenen bedarfsorientiert, 
inklusiv, partizipatorisch und repräsentativ ist.

Thüringen hat sich in seiner Verfassung im Artikel 1 zur Unantastbarkeit der Würde des 
Menschen und klar gegen Diskriminierung bekannt. Im Thüringer Landesprogramm für 
Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit heißt es zudem: „Zu den zentralen Werten einer 
demokratischen Gesellschaft gehören die Gleichwertigkeit aller Menschen und ihr Recht auf 
Unversehrtheit. Diskriminierende Einstellungen und Verhaltensweisen zu Menschengrup-
pen mit unterschiedlicher sozialer, kultureller, religiöser, ethnischer und geschlechtlicher 
Orientierung stellen als Ungleichwertigkeitsvorstellungen die demokratische Gesellschaft 
in ihren Grundfesten in Frage.“ 30 Dennoch wird Diversität, also ethnische, kulturelle und 
soziale Vielfalt in Thüringen als „konfliktreich und problembehaftet wahrgenommen.31 Vor-
urteile und abwertende Aussagen über Menschen, die als „Anders“ erlebt werden, finden 
sich in weiten Teilen der Bevölkerung, ohne dass sich dabei ist ein Zusammenhang zwischen 
dieser Ablehnung bzw. einem Ethnozentrismus und dem sozioökonomischen Status finden 
ließe. Vielmehr vermuten die Autor*innen des Thüringenmonitors eine „starke kulturelle 
Verankerung von Ideologien der Ungleichwertigkeit“.32 Es bedarf daher einer Prävention 
gegen Rassismus, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Neo-Nationalsozialismus 
durch gezielte Aufklärung und Bildung. 

4 MENSCHENRECHTE, 
DEMOKRATIE  
UND TEILHABE

WIR FRAGEN SIE DAHER:

8. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl für den Ausbau par-
tizipativer Prozesse auf Landes- und kommunaler Ebene einsetzen?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

9. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl für Welt offenheit, 
Dialogfähigkeit und Toleranz in Thüringen einsetzen und Menschenrechts-, Demo-
kratie- und trans kulturelle Bildung in allen staatlichen Bereichen etablieren? Wenn 
ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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Mit der Basler Konvention33 wurde bereits 1992 ein internationales Umweltabkommen für 
ein umweltgerechtes Abfallmanagement und die Kontrolle des Export gefährlicher Abfälle 
eingeführt. Auch Deutschland gehört seit 1995 zu den Unterzeichnerstaaten und das Basler 
Abkommen wurde in EU und nationale Gesetzgebung integriert. Dennoch werden auch 
aus Deutschland Plastikmüll und Elektroschrott in Länder des globalen Südens illegal 
exportiert und in Deutschland als recycelt deklariert, obwohl Müll aus Deutschland laut  
Gesetz nur ins Ausland gelangen darf, wenn er dort verwertet wird. Doch wird die Verwer-
tung in den Importländern nicht immer gewährleistet: Die eingeführten Abfälle werden 
häufig nicht ordnungsgemäß verarbeitet, sondern meist unreguliert abgelagert oder ver-
brannt.34 Dies hat nicht nur Folgen für die Umwelt, sondern auch drastische Auswirkun-
gen auf die Gesundheit der Menschen, die auf den Deponien arbeiten. Dazu gehören bei-
spielsweise Geburtenkomplikationen oder Wachstumsstörungen.35 Die Exportregelungen 
des Basler Abkommens wurden 2019 durch verpflichtende Angabe von Inhaltsstoffen und 
Vorsortierung des Mülls sowie die Unterstützung der Importstaaten beim Recycling durch 
die Erzeugerländer verschärft. Das Ziel sollte es dennoch sein, Müllexporte aus der EU 
zu verbieten und nach der Formel reduse – reuse – recycle (Reduzieren, Wiederverwenden, 
Recyceln) Müll nicht mehr entstehen zu lassen. 

Europa hat eine wichtige Rolle für den globalen Klimaschutz sowie zur Anpassung an die 
globalen Folgen der Erderwärmung, da die EU auf Rang drei (nach China und den USA) 
der Verursacher für den jährlichen CO2-Ausstoß steht.36 Um die weltweiten Folgen des Kli-
mawandels abzumildern, einigte sich die Weltgemeinschaft auf der UN-Klimakonferenz in 
Paris 2015 darauf, die Erderwärmung auf deutlich unter 2° Celsius – möglichst 1,5° Celsius 
– zu begrenzen. Laut des IPCC Sonderberichts vom Oktober 2018 „können noch knapp 420
Gigatonnen (Gt) CO2 in die Atmosphäre abgegeben werden, um das 1,5-Grad-Ziel nicht zu 
verfehlen. Da die Welt jedoch jedes Jahr circa 42 Gt an CO2 ausstößt – rechnerisch entspricht 
dies 1332 Tonnen pro Sekunde – dürfte dieses Budget in gut neun Jahren aufgebraucht 
sein. Das Budget von circa 1170 Gt für das Zwei-Grad-Ziel wird in etwa 26 Jahren erschöpft 
sein.“ 37 Thüringen hat sich mit seiner integrierten Thüringer Energie- und Klimaschutzstra-
tegie dazu bekannt, „dass Thüringen seinen Beitrag zur Erreichung des inter national an-
erkannten Zwei-Grad-Ziels leisten muss. […] Zu diesem Zweck zielt die Landesregierung 
darauf, die Treibhausgasemissionen in Thüringen zu verringern und eine erfolgreiche Ener-
giewende zu gestalten, die dezentral, regional und regenerativ ist.“38 Die zusätzliche Inves-

5 KLIMA 
UND 
UMWELT

titionen in den Klimaschutz sollen sich vor allem auf Energieeffizienzmaßnahmen, und den 
Ausbau erneuerbarer Energien konzentrieren. Doch Energieeffizienz allein wird nicht aus-
reichen, um die Erderwärmung aufzuhalten39, sondern es braucht konkrete Maßnahmen 
zu ambitionierter Emissionsreduktion in allen Bereichen. Dazu gehört die Transformation 
der Infrastruktur von Stromnetzen und Verkehr aber auch eine alternative echt CO2-neut-
rale Wirtschafts- und Produktionsweise.  

WIR FRAGEN SIE DAHER:

10. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass in Thüringen, Deutschland und der EU Maßnahmen zum Exportstopp und zur 
Reduzierung von Plastikmüll und Elektroschrott eingeführt werden?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

11. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl für die konsequente 
Umsetzung der Pariser Klimaziele auf Landesebene und Einhaltung des Thüringer 
Klimagesetzes einsetzen? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Migration und Flucht wird – nicht nur in Thürin-
gen – meist mit dem Schwerpunkt auf Probleme, Herausforderungen oder dem gesellschaft-
lichen Nutzen bzw. Potentialen geführt. Doch Migration ist zuerst einmal nichts anderes, 
als dass „eine Person ihren Lebensmittelpunkt räumlich verlegt“40 und daher menschliche 
Normalität. Auch internationale Migration41 ist keine Erscheinung der Gegenwart, auch wenn 
noch nie „weltweit so viele Menschen bereit, aufgrund von Kriegen, ökologischen Verände-
rungen, Bürgerkriegen und anderen Bedrohungen gezwungen und aufgrund der technolo-
gisch bedingten Veränderungen von Raum und Zeit in der Lage [waren], ihren Arbeits- oder 
Lebensmittelpunkt […] zu verändern“42. Während für viele Menschen im globalen Norden 
Urlaub, Studium, Arbeit oder Ruhestand im Ausland nichts Ungewöhnliches sind und je nach 
Lebenssituation als Notwendigkeit oder als Beitrag zur Selbstverwirklichung betrachtet wer-
den, werden diese Privilegien vielen Menschen im globalen Süden nicht eingeräumt. Und 
so werden, „während innerhalb Europas die Grenzen mehr und mehr durchlässig werden 
[…], die Außengrenzen schärfer gezogen.“43 Die Einsicht, dass Deutschland eine Migrations-
gesellschaft ist, steht somit – trotz einer lang in die deutsche Geschichte zurückreichenden 
Aus- und Einwanderungstradition – noch aus. Doch nur so lässt sich eine selbstbewusste 
gesellschaftspolitische Diskussion um Zuwanderung, Integration und Teilhabe jenseits von 
Polemik und dem Bedienen von rassistischen Ressentiments führen. „Dazu zählt ebenso die 
Einsicht, dass heute vorherrschende globale Ungleichheiten und die globalen Ursachen für 
Migration und Flucht ebenso Folgen und historisches Erbe (neo-)kolonialer Konstellationen 
zwischen Globalem Norden und Globalem Süden sind.“44 

Diese globalen Ursachen heißen Armut, Hunger, sexuelle Ausbeutung, moderne Sklave-
rei, Umweltzerstörung oder auch Krieg, Folter und Vertreibung, weshalb täglich mehr als 
37.000 Menschen ihre Heimat verlassen und sich Ende 2018 weltweit über 70,8 Millionen 
Menschen auf der Flucht befanden.45 Obwohl Deutschland mit 1,1 Millionen aufgenom-
menen geflüchteten und asylsuchenden Menschen zu den fünf Hauptaufnahmeländern 
gehört, leben die meisten geflüchteten Menschen in den Nachbarländern ihrer Heimat-
staaten – auf Grund der geografischen Nähe, aber insbesondere der Tatsache, dass Europa 
und die USA ihre Grenzen aufrüsten und sich abschotten. Meist sind dies Länder, die selbst 
unter politischer und gesellschaftlicher Instabilität leiden, die eine geringe Wirtschaftsleis-
tung haben und/oder in denen Migrant*innen diskriminiert, gefoltert oder ausgebeutet 
werden.46 Eine Verbesserung dieser Situation, oder „eine Verbesserung der Situation für 
die betroffenen Menschen in ihren Herkunftsländern ist derzeit nicht abzusehen“.47 Des-
halb dürfen Migration und Flucht in die EU sowie nach Deutschland nicht kriminalisiert 
werden und das Menschenrecht auf Asyl muss geachtet werden. 

6 MIGRATION  
UND  
ENTWICKLUNG

WIR FRAGEN SIE DAHER:

12. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass die Grundprinzipien des globalen Migrationspakts48 in Deutschland und Thü-
ringen umgesetzt werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

13. Werden sich BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN nach der Landtagswahl dafür einsetzen, 
dass sichere und legale Fluchtrouten für Migrant*innen und Geflüchtete etabliert 
werden? Werden Sie sich darüber hinaus dafür einsetzen, dass Unterkünfte, Sicher-
heit, Wasser- und Nahrungs mittelversorgung in Ländern des globalen Südens ver-
bessert werden und das eine Abschiebung von Geflüchteten in diese Länder verhin-
dert wird? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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	Frage 1: Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Thüringen bedeutet Nachhaltigkeit, dass wir alles dafür tun, um unsere Lebensgrundlagen zu erhalten. Denn wir sind konfrontiert mit der zunehmenden Klimakrise, einem ungebremsten Artensterben und der weltweiten Verschmutzung der Umwelt mit Plastik. Das Ziel von nachhaltiger BÜNDNISGRÜNER Politik ist es, unsere Erde auch für nachfolgende Generationen lebenswert zu erhalten. Mit den „Sustainable Development Goals“ (SDGs) der Vereinten Nationen gibt es erstmals universelle Nachhaltigkeitsziele.Der Freistaat Thüringen bekennt sich seit 1996 zu seiner entwicklungspolitischen Verantwortung. Seit Verabschiedung der Leitlinien der Thüringer Entwicklungszusammenarbeit haben sich die globalen, ökologischen und sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen grundlegend gewandelt. Darauf hat die internationale Gemeinschaft durch die Vereinbarung von Zielen für global nachhaltige Entwicklung reagiert und im Jahr 2015 die Resolution „Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ verabschiedet.Mit dem Eintritt in die Regierungskoalition haben wir uns weiter zur nachhaltigen Entwicklung bekannt. Basierend auf der Agenda 2030 hat Thüringen die Entwicklungspolitischen Leitlinien des Freistaats Thüringen 2018 den aktuellen Herausforderungen angepasst. Dass diese Leitlinien konsequent umgesetzt und in konkretes Handeln übersetzt werden müssen, halten wir für äußerst wichtig. Ein wichtiger Schritt war deshalb die Gründung eines Parlamentarischen Nachhaltigkeitsbeirats im Thüringer Landtag.Auch nach der Landtagswahl werden wir die eingeleitete sozial-ökologische Transformation fortsetzen. Dazu werden wir beispielsweise im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaft regionale Wirtschaftskreisläufe und Wertschöpfungsketten weiter stärken. Ebenso werden wir den sparsamen und effizienten Einsatz von Energie zu einem Schwerpunkt unserer politischen Arbeit machen. Ein Instrument wie das Förderprogramm GreenInvest verschafft dabei den kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie den Handwerksbetrieben durch geringere Betriebskosten zusätzlich Wettbewerbsvorteile. Klimaschutz, Ressourceneffizienz, Nachhaltigkeit, der Erhalt unser natürlichen Lebensgrundlagen – sie sind Teil unseres Wohlstands. Unser Ziel ist es, Wohlstand künftig anders zu messen und neben dem Bruttoinlandsprodukt BIP auch Kriterien wie den ökologischen Fußabdruck, Artenvielfalt, soziale Verteilung, Bildungs- und Gesundheitsindex oder Zufriedenheit in einem regelmäßigen Wohlstandsbericht zu erfassen,Gleichzeitig fordern wir, dass Klimaschutz und Nachhaltigkeit in Thüringen Verfassungsrang erhalten. Eine Politik, die Ökologie und das Soziale zusammendenkt und vor wirtschaftliche Interessen stellt und technische wie soziale Innovationen zum Wohl der Umwelt unter Anerkennung der ökologischen Systemgrenzen entschlossen fördert, bereichert Wirtschaft und Gesellschaft. Eine solche ökologische Politik ist sozial. Wir wollen auch weiterhin das gesellschaftliche Bewusstsein für entwicklungspolitische Herausforderungen fördern, Menschen für global nachhaltige Entwicklung sensibilisieren und eine breite Öffentlichkeit für die Zusammenhänge und Abhängigkeiten der Globalisierung herstellen. Eine konkrete Maßnahme dazu ist die Unterstützung, Fortschreibung und Weiterentwicklung von Programmen von Akteurinnen und Akteuren der Eine-Welt-Arbeit in Thüringen. Diese sensibilisieren die Menschen in Thüringen für die Zusammenhänge und Verflechtungen in unserer globalisierten Welt und vernetzen die staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure der Entwicklungspolitik.Weiterhin soll ein breit angelegter Beteiligungsprozess mit zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren im Bereich der Entwicklungspolitik und der breiten Öffentlichkeit in Zusammenarbeit mit Akteurinnen und Akteuren der Eine-Welt-Arbeit in Thüringen zur Umsetzung der Entwicklungspolitischen Leitlinien und deren Monitoring durchgeführt werden. Ziel dieses Prozesses soll sein, die aktive Partizipation aller im Freistaat Thüringen lebenden Menschen in der Gestaltung der nachhaltigen Entwicklung Thüringens zu fördern und zu stärken; dazu werden ausdrücklich die Durchführung unterschiedlicher Formate zur Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung und zum Austausch mit relevanten Akteurinnen und Akteuren angeregt.Ein entsprechender Antrag der Regierungsfraktionen ist in der 138. Plenarsitzung des Thüringer Landtages beschlossen worden. Die zur Umsetzung erforderlichen finanziellen Mittel stellten wir im Landeshaushalt 2020 bereit sowie für 2021 in Form von Verpflichtungsermächtigungen.
	Frage 2: Städte- und Regionalpartnerschaften zwischen zwei und mehr Ländern sorgen dafür, dass sich Menschen näherkommen und dass über Landesgrenzen hinweg Freundschaften und gemeinsame Projekte und Entwicklungsperspektiven entstehen. Das wollen wir stärken, intensiv fördern und ausbauen. Dabei wollen wir vor allem kleinere Kommunen aktiv unterstützen und zivilgesellschaftliche Kontakte ausbauen.So sind im Jahr 2020 für Aktivitäten der internationalen Zusammenarbeit, insbesondere im Rahmen von Regionalpartnerschaften sowie der Entwicklungszusammenarbeit, Mittel in Höhe von 191.000 € bereitgestellt. 2014 waren dies 100.800 €.
	Frage 3: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kämpfen dafür, dem weltweit steigenden finanziellen Bedarf bei der humanitären Hilfe Rechnung zu tragen. Wichtig erscheint uns in diesem Zusammenhang, mindestens 30 Prozent der Mittel aus dem Bundeshaushalt für humanitäre Hilfe in Zukunft ohne Zweckbindung zu vergeben. Dabei haben wir aus Thüringer Sicht allerdings nur einen eingeschränkten Mitbestimmungsspielraum. Wir wollen jedoch auch in Thüringen das Versprechen, 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens im Kampf gegen die weltweite Armut und Ungleichheit bereitzustellen, dauerhaft einlösen. Allerdings ist uns bewusst, dass wir dieses Ziel nur gemeinsam mit unseren Partner*innen in einer zukünftigen Regierung tatsächlich umsetzen können.
	Frage 4: Frage 4 und 5: Nur wer die Natur kennt und schätzt, kann sie schützen. Daher werden sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch in der nächsten Legislaturperiode für die Umweltbildung stark machen. Dazu gehört mehr Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) in den Schulen und den Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit mit einer klaren, ressortübergreifenden Landesstrategie und einem Förderprogramm im Umweltministerium ebenso wie mit Ansprechpartner*innen vor Ort. Die Thüringer Eine-Welt-Vereine sind in diesem Kontext verlässliche Partner, die wir auch zukünftig einbeziehen werden. Wir setzen uns auch zukünftig für einen finanziellen Ausbau der Eine-Welt-Promotor*innen ein, um die global nachhaltige Entwicklung in Thüringen zu stärken.Unser Ziel ist es, Schüler*innen schon frühzeitig zu ermuntern, sich mit den Zukunftsfragen der Menschheit auseinanderzusetzen. Wir werden dazu Themen wie den Schutz der natürlichen Umwelt und der Biodiversität, die Bewahrung des Klimas, Friedensbildung, sozialen Zusammenhalt und globales Lernen fächerübergreifend in den Lehrplänen verankern. Wir wollen eine verbindliche schulische und außerschulische Landesstrategie „Bildung für Nachhaltige Entwicklung“ (BNE) entwickeln und umsetzen, das Lernen außerhalb des Schulgebäudes stärken sowie ein Förderprogramm für BNE-Kooperationen mit außerschulischen Bildungsorten auflegen.
	Frage 5: siehe Frage 4
	Frage 6: Sollten BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wieder einer Regierung im Freistaat Thüringen angehören, werden wir uns deutlich dafür einsetzen, dass die Ministerien und ihre Verwaltungen eine Vorbildfunktion in der nachhaltigen Beschaffung einnehmen und damit auch die Nachfrage nach nachhaltigen Produkten und Dienstleistungen steigern. Im Thüringer Landtag werden wir uns über den parlamentarischen Nachhaltigkeitsbeirat ebenfalls dafür einsetzen, Nachhaltigkeit im Verwaltungshandeln durchzusetzen. So wäre es ein wichtiges Ziel in der kommenden Legislaturperiode, die Kantine des Landtags auf ökologisch erzeugte Produkte umzustellen. Die Thüringer Nachhaltigkeitsstrategie wollen wir einerseits zügig fortschreiben und gleichzeitig wichtige Punkte aus den jeweiligen Themenfeldern bis 2024 im engen Austausch mit den Akteure*innen der Zivilgesellschaft umsetzen.Ein wichtiger Beitrag war die Novelle des Vergabegesetzes im Juli 2019, welche die Vergabe öffentlicher Aufträge regelt. Hier haben wir mehr Verbindlichkeit bei den ökologischen Kriterien verankert, anstatt nur auf Freiwilligkeit zu setzen. Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Anschaffungen wurde noch enger an das Lebenszyklusprinzip gekoppelt. Dabei geht es darum, die Kosten eines Produktes oder einer Leistung ganzheitlich zu betrachten – z.B. hinsichtlich Energiebilanz, Entsorgungskosten, Wartungskosten oder Haltbarkeit. Künftig werden zudem staatliche Aufträge nur dann vergeben, wenn die Unternehmen mindestens einen ökologischen Aspekt bei der Auftragsausführung umsetzen, zum Beispiel einen möglichst CO2-neutralen Transport sicherstellen. Hinzu kommt ein vergabespezifischer Mindestlohn, der deutlich über dem derzeitigen Mindestlohn liegt. 
	Frage 7: Naturverträgliche Landwirtschaft ist das Leitbild von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Daher wollen wir den Öko-Landbau besonders fördern. Sein Flächenanteil soll bis 2024 auf 10 Prozent und bis 2030 auf 20 Prozent der Anbaufläche in Thüringen steigen. Wir machen uns dafür stark, dass auch Kommunen ihre landwirtschaftlichen Flächen an ökologisch wirtschaftende Betriebe verpachten. Eine Anhebung der Flächenprämien für Ökoumstellbetriebe kann hier einen Anreiz bieten. Wir wollen damit auch die steigende Nachfrage nach Bioprodukten aus der Region bedienen. Konkret wollen wir die Existenzgründung von Biobetrieben stärker fördern, Junglandwirte stärker unterstützen und die Flächenverfügbarkeit insbesondere für kleine Betriebe deutlich verbessern. Wir werden uns auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die Umschichtung von Geldern aus der EU-Agrarförderung von der rein flächenbezogenen ersten Säule in die maßnahmenbezogene zweite Säule maximal ausgeschöpft wird und gegebenenfalls durch umweltbezogene Maßnahmen und Konditionen in der ersten Säule verstärkt wird. Ökologisch wirtschaftende Betriebe sollen bei öffentlichen Ausschreibungen bevorzugt berücksichtigt werden. Die ÖkoInvest-Förderung wollen wir ausbauen. Ökomodellregionen und Biokommunen, Initiativen zur rein pflanzlichen und zur solidarischen Landwirtschaft haben unsere Unterstützung. Über die Qualität Thüringer Bioprodukte soll man in Deutschland reden, wir wollen deshalb die Vermarktung und die Verarbeitung von Thüringer Biospezialitäten stärker fördern. Besonders wollen wir die Produktion lokaler, pflanzlicher und klimaneutraler Lebensmittel fördern, um die Thüringer Landwirtschaft breit für die Zukunft aufzustellen.Lokale Produktion und die Abschwächung des Exportdrucks haben auch einen positiven Einfluss auf die Landwirtschaft im globalen Süden. Einen direkten Einfluss auf die Eigentumsverhältnisse haben wir in Thüringen zwar nicht, aber wir wollen die Zusammenarbeit und den Handel mit diesen Partnern so fördern, dass Familienbetriebe und Genossenschaften bevorzugte Partner unserer Lebensmittelwirtschaft und unseres Handels werden.
	Frage 8: Wir haben bereits in der zu Ende gehenden Wahlperiode die partizipativen Prozesse vor allem auf der kommunalen Ebene stark ausgebaut, unter anderem durch die Absenkung des Wahlalters und das ThürEBBG. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden sich auch weiterhin dafür einsetzen, vor allem auf Landesebene. So werden wir direktdemokratische und dialogische Beteiligungsformen ausbauen und stärken, unter anderem durch die Absenkung von Quoren und die Abschwächung des Finanztabus. Des Weiteren wollen wir das Wahlalter auf 14 Jahre absenken sowie die politischen Beteiligungsmöglichkeiten von Menschen ohne deutschen Pass stärken – sowohl für EU-Bürger*innen als auch für Zugewanderte aus anderen Ländern.
	Frage 9: Menschenfeindliche Ideologien, seien es Rassismus, Sexismus, Islamismus, Rechtsextremismus, Islamfeindlichkeit oder Feindlichkeit gegen Lesben, Schwule oder inter- und trans-Menschen, gefährden den gesellschaftlichen Frieden. Dem stellen sich BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN entschlossen entgegen. Wir stehen nicht nur für Meinungsvielfalt ein, sondern auch für gesellschaftliche Vielfalt. Rassismus ist eines der tief verwurzelten Probleme unserer Gesellschaft. Historisch hat er sich in seiner äußersten und grausamsten Weise im Holocaust gezeigt. Das Wissen und Bewusstsein um die historische Dimension des Rassismus ist wichtig, um den Rassismus heute zu verstehen und zu erklären. Die Verfolgung von Sinti und Roma im Nationalsozialismus ist gesamtgesellschaftlich wenig aufgearbeitet. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden sich weiterhin für eine Aufarbeitung und Sichtbarmachung in Thüringen einsetzen. Der Antiziganismus ist auch in der Thüringer Gesellschaft weit verbreitet. Deswegen gilt es, die Zusammenarbeit mit dem Zentralrat Deutscher Sinti und Roma sowie mit Opferhilfeeinrichtungen zu intensivieren und für betroffene Sinti und Sintize sowie Rom*nja ein angemessenes Beratungsangebot zu schaffen. Wir wollen darüber hinaus den Blick für die europäische, insbesondere die deutsche Kolonialgeschichte schärfen, die noch zu wenig Berücksichtigung findet. Hierzu zählt für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auch die Förderung von künstlerischen und nichtkünstlerischen Projekten zur Zeitgeschichte. Auch Thüringen hat zum Beispiel mit der NS-Rasseforschung an der Universität Jena oder der „Kolonial- und Völkerschau“ in Johannistal bei Eisenach ein schweres historisches Erbe. Dies muss wissenschaftlich und in der künstlerischen Praxis aufgearbeitet werden. In den nächsten Jahren muss im Rahmen der Provenienzforschung zudem ein Schwerpunkt von Kulturpolitik sein, dass die ehemaligen Kolonialstaaten das Unrecht der kolonialen Ausbeutung, das sich zum Beispiel im Raub von Kulturgütern dokumentiert, anerkennen und darüber eine selbstkritische Auseinandersetzung auf Augenhöhe mit den Staaten führen, die ihrer Schätze beraubt wurden. Zu einer Aufarbeitung der Kolonialgeschichte gehört die Anerkennung des Völkermordes an den Herero und Nama. Wir werden die Bundesregierung auffordern, hier ihrer Verantwortung nachzukommen. Gräuel in der Geschichte können nicht totgeschwiegen werden. Straßennamen und öffentliche Orte, deren Namen den deutschen Kolonialismus verharmlosen oder Menschen würdigen, die mit Verbrechen im Kolonialismus in Verbindung stehen, sollen partizipativ umbenannt werden. Hierfür soll die Landesregierung mit Expertise zur Seite stehen und einen Fonds einrichten, der die Kommunen bei Umbenennungen unterstützt.Eine offene, pluralistische und demokratische Gesellschaft ist eine Errungenschaft, die immer wieder erlernt, erstritten und verteidigt werden muss. Angesichts des zunehmenden Rassismus, Rechtspopulismus und antidemokratischer Tendenzen wollen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die fachübergreifende menschenrechtsorientierte historisch-politische Bildungsarbeit in den Schulen stärken. Doch dies reicht nicht aus. Der merklich abnehmende gesellschaftliche Zusammenhalt sowie die Zunahme von Rechtspopulismus und -extremismus erfordern eine weitergehende politische Bildung, insbesondere durch die Vermittlung von gesellschaftspolitischem Grundlagenwissen. Denn nur wenn die gelebte Demokratie in der Schule auf der Basis von soliden Grundkenntnissen erfolgt, ist Demokratiebildung erfolgreich. Aufgrund des aktuell sehr geringen Anteils des Fachs Sozialkunde an der Stundentafel, des späten Einsetzens dieses Fachunterrichts und des sehr häufigen Unterrichtens durch fachfremde Lehrer*innen setzen wir uns für die nachhaltige Vermittlung von Kenntnissen über die Grundprinzipien einer freiheitlich-demokratischen Staats- und Gesellschaftsordnung durch entsprechend ausgebildete Lehrer*innen ein und wollen den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern einen hohen Stellenwert einräumen. Zudem setzen wir uns für eine Evaluierung der Stundentafeln und eine Überprüfung von Lehr- und Lernmaterialien auf diskriminierende und rassistische Inhalte ein. Um das Diskriminierungsverbot und Gleichstellungsgebot mit Leben zu erfüllen, werden wir uns dafür stark machen, die Unterstützungsstrukturen in der schulischen Antidiskriminierungsarbeit auszubauen.BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen bei der Personalgewinnung für den öffentlichen Dienst diversity-orientierte Ansätze nutzen und so die Repräsentativität in der Beschäftigtenstruktur hinsichtlich unterschiedlicher Vielfaltsdimensionen wie beispielsweise bei Mitarbeiter*innen mit Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwaltung und in sozialen Einrichtungen verbessern. Dafür braucht es mehr Antirassismus- und Diversitätstrainings sowie Angebote an Schulungen für kultursensibles Verhalten in Behörden, Kitas, Schulen und Krankenhäusern, also an Orten, an denen Menschen häufig mit Menschen mit Migrationshintergrund arbeiten. Genauso ist für das Zusammenleben in unserer Gesellschaft die Integrations- und Kulturarbeit der Migrant*innenorganisationen unverzichtbar. Wir werden sie weiter fördern und dafür auch die professionelle Ehrenamtskoordinierung verstetigen. Auch das Netz der Migrationsberatungsstellen (Migranetz) soll flächendeckend ausgebaut werden. In einem partizipativen Prozess wollen wir zusammen mit zivilgesellschaftlichen Institutionen einen Landesaktionsplan gegen Rassismus und Diskriminierung erarbeiten. Rassismus, rechte Gewalt und Diskriminierung betreffen leider auch viele Geflüchtete. Daher haben wir ein Bleiberecht für Betroffene rechter Gewalt geschaffen, das wir weiterentwickeln wollen. Es sind jedoch nicht nur Geflüchtete, sondern viele Menschen insgesamt betroffen. Aus diesem Grund und zur Stärkung der Rechte von Betroffenen setzen wir uns grundlegend für die Aufnahme einer Klausel gegen Antisemitismus und Rassismus sowie gegen Homo- und Transphobie in die Landesverfassung ein. Förderprogramme für prodemokratische, antifaschistische und antirassistische Bildungsarbeit wollen wir stärken und auch die Antidiskriminierungsarbeit gesetzlich besser verankern. Ein flächendeckendes Beratungsnetz für von Diskriminierung Betroffene halten wir für unabdingbar, genauso wie wir uns konsequent gegen institutionelle Diskriminierung und Racial Profiling wenden.
	Frage 10: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN setzen bei der Reduzierung insbesondere von Plastikmüll auf kommunale und unternehmerische Strategien zur Kreislaufwirtschaft und Rohstoffrückgewinnung. So wollen wir zum Beispiel Kommunen unterstützen, bei öffentlichen Veranstaltungen und im Alltag auf Mehrweggeschirr zu verzichten und auf die Einführung von Pfandsystemen zu setzen, Stichwort Stadtfest. Weil die öffentliche Hand eine Vorbildwirkung hat, werden wir das Beschaffungswesen aller Landeseinrichtungen darauf ausrichten, nachhaltige Produkte einzusetzen, angefangen bei der Dämmung öffentlicher Bauten bis hin zur Beschaffung von Büromaterial. Auf Bundesebene werden wir uns für ein Verbot von Mikroplastik und schwer abbaubaren Polymeren in Kosmetika einsetzen. Wir unterstützen eine europaweite Abgabe auf Einwegplastik. Zudem wollen wir auch in Thüringen die Reduzierung von Plastik und Mikroplastik in den Blick nehmen und streben eine konsequente Kreislaufführung an. Wir wollen das Monitoring zur Belastung durch Mikroplastik verbessern und die Erforschung ihrer Ursachen und Wege zu ihrer Verminderung fördern. Um das globale Problem auch vor Ort greifbar zu machen, wollen wir die Kommunen dabei unterstützen, für das Thema zu sensibilisieren. Um die Entwicklung hin zur „Zero Waste“-Gesellschaft zu beschleunigen, wollen wir außerdem, dass die Gründung von Unternehmen, die neue Wege in der Abfallvermeidung gehen, wie zum Beispiel Unverpacktinitiativen, durch Förderprogramme gezielt unterstützt wird. Auf Bundesebene setzen wir uns für einen Exportstopp von Plastikabfällen und Elektroschrott ein. Dieser Export von Elektroschrott in afrikanische Länder oder von unsortiertem Plastikmüll in südostasiatische Länder ist illegal. Im Elektrogesetz werden Mindestanforderungen für die Verbringung von Elektrogeräten ins Ausland vorgegeben. Deren Funktionstauglichkeit und eine sichere Verpackung müssen nachgewiesen werden. Das Problem ist nur, dass es kaum überprüft wird. Der Zoll muss endlich wirksame Kontrollen durchführen und kriminellen Händlern so das Handwerk legen. Die gesetzlichen Voraussetzungen sind da, müssen allerdings konsequenter umgesetzt werdenAlte Elektrogeräte wie Smartphones, Kühlschränke, Fernseher, Radios gehören eigentlich auf den Wertstoffhof oder sollten bei Händlern für eine Wiederverwendung oder ein Recycling abgegeben werden. Doch es gibt Lücken im Recyclingkreislauf, so dass pro Jahr schätzungsweise 400.000 Tonnen Elektroschrott aus Deutschland illegal exportiert werden. Um diese Entwicklung zu stoppen, müssen Handelsunternehmen eine verbraucherfreundliche Umsetzung gesetzlicher Pflichten zur Rücknahme ausgedienter Elektrogeräte stärker als bisher unterstützen. Diese gesetzlichen Pflichten müssen in den Ländern auf ihre Einhaltung überprüft werden und es muss mehr Zollkontrollen beim Export von Geräten ins Ausland geben. 
	Frage 11: Das Klimaabkommen von Paris 2015 war ein großer Schritt. Die Länder dieser Erde haben erkannt, dass ein „Weiter so“ keine Lösung ist. Wir haben das Wissen, die Technologien und die Kreativität, um die Klimakatastrophe abzuwenden und die Folgen der Erderwärmung zu begrenzen. Deswegen unterstützen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Forderungen der neuen Klimaschutzbewegung „Fridays for Future". Wir sind die Generation, die die ersten Auswirkungen der globalen Erwärmung bereits spürt, aber im Sinne dieser Jugendlichen, unserer Kinder und Enkelkinder jetzt entscheiden muss, noch rechtzeitig Energie zu sparen, auf erneuerbare Energien für die Strom- und Wärmeerzeugung und emissions- und schadstofffreie Mobilität zu setzen und die Agrarwende einzuleiten. Wir können heute durch Vorsorge die Auswirkungen der Klimaveränderungen abmildern, zum Beispiel durch Klimaanpassungsmaßnahmen wie den Umbau der Nutzwälder zu natürlichen, widerstandsfähigeren Mischwäldern, durch Verbesserungen beim Hochwasserschutz oder Hitzeschutz in den Städten. Nichts aber ist wirksamer als aktiver und verbindlicher Klimaschutz, jetzt und hier, mit überprüfbaren Maßnahmen in allen Handlungsfeldern, die Emissionen verursachen.Das durch das GRÜN geführte Umweltministerium vorbereitete Thüringer Klimagesetz ist derzeit die wichtigste Grundlage für einen echten Klimaschutz und die Anpassung an die bereits eingetretenen Folgen des Klimawandels. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben allerdings immer klar gemacht, dass auf den deutlich beschleunigten Klimawandel schneller reagiert werden muss. Das neue Jahrtausend ist zwar erst wenige Jahre alt, aber neun der zehn wärmsten Jahre seit Beginn der Temperaturaufzeichnungen wurden seit dem Jahr 2000 gemessen. Deshalb stellen wir die Forderung auf, dass der gesamte Energiebedarf des Landes bis 2037 bilanziell durch einen Mix aus erneuerbaren Energien gedeckt werden soll. Bis 2040 streben wir ein treibhausgasneutrales Thüringen an und liegen damit deutlich über den Zielen des Thüringer Klimagesetzes. Wir sehen uns mit diesen Forderungen auf einer Linie mit der Bundespartei, die am 6. September 2019 ein Grünes Klimaschutzprogramm beschlossen hat. So kann zum Beispiel ein schnellerer Kohleausstieg bis 2030 den notwendigen Umstieg auf erneuerbare Energien auch in Thüringen beflügeln.
	Frage 12: Mit dem Migrationspakt wollen die Vereinten Nationen Fluchtursachen bekämpfen, eine sichere und legale Migration ermöglichen sowie den Schutz und die Rechte von Migrantinnen und Migranten stärken. Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist der Pakt ein richtiger Schritt, der national umgesetzt werden muss. Wir begrüßen den UN-Migrationspakt seit Langem. Es ist der erste Versuch überhaupt, sich innerhalb der Vereinten Nationen im Umgang mit Migrationsprozessen auf ein gemeinsames internationales Regelwerk zu verständigen.Mit dem Migrationspakt soll irreguläre Migration durch verbesserte internationale Zusammenarbeit in geordnete und reguläre Bahnen gelenkt werden. Insbesondere betont der Migrationspakt die Einhaltung der völkerrechtlichen und insbesondere der menschenrechtlichen Verpflichtungen – etwa die der Genfer Flüchtlingskonvention oder der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und dass kein Land der Erde solche Herausforderungen allein und nur für sich rein national bewältigen kann. Wir halten es für wichtig, dass Deutschland und damit auch Thüringen eine führende und verlässliche Rolle bei der Implementierung des Migrationspaktes einnimmt und endlich ein modernes Einwanderungsgesetz in Deutschland schafft, das diesen Namen auch verdient.Ganz entscheidend ist für uns: Die Menschenrechte und die Menschenwürde gelten universell. Sie gelten damit für alle Menschen unabhängig von Herkunft, Aufenthaltssituation oder Bleibeperspektive. Diesen Anspruch wollen wir durchgängig zur politischen Geltung bringen, auch im Rahmen der Thüringer Asyl- und Migrationspolitik. Dazu ist es für uns selbstverständlich, dass alle Menschen angstfrei und diskriminierungsfrei in Thüringen leben können und umfassende soziale Teilhabe sowie Zugang zu Bildung und Arbeit haben.
	Frage 13: Geflüchtete Menschen werden auch in Zukunft Schutz bei uns suchen. Abschottung ist also keine Option. Stattdessen wollen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine gemeinsame europäische Flucht- und Asylpolitik, die sichere und legale Fluchtwege eröffnet, Familiennachzug und eine solidarische Aufnahme und Verteilung in den europäischen Mitgliedsstaaten ermöglicht. Alle Menschen sollten unabhängig von ihrer Herkunft das Recht auf ein Zusammenleben mit ihrer Familie haben, auch in unserem Land. Europa darf nicht zur Festung, seine Außengrenze nicht zur Todeslinie werden.Aus diesem Grund unterstützen wir auch die Seenotrettung auf dem Mittelmeer. Das Engagement ehrenamtlicher Retter*innen darf nicht kriminalisiert werden. Kommunen, die bereit sind, aus Seenot gerettete Schutzsuchende aufzunehmen, wollen wir dabei unterstützen. Das bisherige Landesaufnahmeprogramm werden wir erhalten und erweitern. Darüber hinaus wollen wir in Zusammenarbeit mit dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen ein Landesaufnahmeprogramm für 500 besonders schutzbedürftige Geflüchtete, vor allem Frauen und Kinder, schaffen.Klar ist: Wir nutzen die wenigen bundesrechtlichen Spielräume im Sinne der Geflüchteten und setzen auf den Vorrang von freiwilligen Ausreisen. Abschiebungen sind für uns immer Ultima Ratio. Insbesondere Abschiebungen aus Krankenhäusern und Jugendhilfeeinrichtungen lehnen wir vehement ab und haben uns dazu auch in der rot-rot-grünen Landesregierung für die Schaffung und Weiterentwicklung des Abschiebeerlasses klar positioniert und eingesetzt. Solche Fälle – wie in Thüringen geschehen – verurteilen wir.Die Schaffung von weiteren Abschiebehaftplätzen in Thüringen halten wir für nicht notwendig. Abgesehen davon, dass Thüringen mit anderen Bundesländern kooperieren kann, wollen wir, dass, bevor Abschiebehaft stattfindet, sämtliche milderen Mittel und Alternativen zur Abschiebehaft eingesetzt werden. Die Unterbringung von Abschiebehaftbetroffenen in regulären Haftanstalten lehnen wir ab. Abschiebungen in Kriegsgebiete oder unsichere Gebiete sind für uns nicht denkbar. Stattdessen setzen wir uns dafür ein, die realen Gefahrenlagen endlich zur Kenntnis zu nehmen, und machen uns für einen Abschiebestopp in Krisenländer stark.


